Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3586 

30 . 04 . 75 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Or. Miltner, Freiherr von Fircks, 

Franke (Osnabrück), Berger, Dr. Aithammer, Geriach (Obernau), Gerster (Mainz), 
Entrup, Biecheie, Spranger und Genossen 
- Drucksache 7/3492 - 

betr. Verwendung des beuriaubten Präsidenten der Bundesanstalt für 
Bodenforschung, Prof. E. Mächens 


Der Bundesminister für Wirtsdiaft hat mit Schreiben vom 
29. April 1975 namens der Bundesregierung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 

Gegenstand einiger Fragen sind Personalangelegenheiten von 
Professor Mächens. Ich habe deshalb bei deren Beantwortung 
davon Abstand nehmen müssen,^ Einzelheiten darzustellen, 
soweit sie mit Rücksicht auf die Vertraulichkeit der Personal- 
akten und die Pflicht zur Fürsorge für den Beamten der gesetz- 
lichen Geheimhaltung unterliegen, und bitte, dies bei meinen 
folgenden Ausführungen zu berücksichtigen. 

1. Ist Prof. Madiens nodi immer mit vollen Dienstbezügen beur- 
laubt? Wenn ja, auf weldier Reditsgrundlage beruht dieser 
Zustand? Ist irgendein Endtermin festgesetzt? 

Professor Mächens war vom 21. März bis 3. Juni 1972 auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften beurlaubt. Anschließend wurde ihm 
unter Freistellung von den Aufgaben des Präsidenten der Bun- 
desanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe ~BGR~ (früher: 
Bundesanstalt für Bodenforschung) ein seiner dienstlichen Stel- 
lung angemessener Sonderauftrag, nämlich die Erstattung 
eines Gutachtens über Fragen der französischen Rohstoffpolitik, 
übertragen. 

Bei Abschluß dieser Arbeiten im Sommer 1974 war bereits beab- 
sichtigt, Professor Mächens möglichst umgehend anderweitig 
in einer auf Dauer angelegten Position zu verwenden, wobei 
diese Überlegungen auch schon in ein konkretes Stadium ge- 
treten waren. Es wurde davon abgesehen, ihm zwischenzeit- 
lich noch eine vorübergehende Tätigkeit zuzuweisen, da nach 
den Vorstellungen über den Beginn seiner endgültigen Ver- 
wendung eine erfolgreiche Einarbeitung nicht mehr zu erwar- 
ten war. 
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2. Trifft es zu, daß Prof. Mächens inzwischen verlangt, sein Amt 
auszuüben, daß die Bundesregierung diese Forderung ablehnt 
und daß Prof. Mächens deshalb verwaltungsgerichtliche Klage 
gegen den Bund erhoben hat? Wie lauten seine Klageanträge, 
wie die Gegenanträge der Bundesregierung? Welche Gründe 
sind für die Ablehnung durch die Bundesregierung maßgebend? 


Es trifft zu, daß Professor Mächens Klage auf Zuweisung eines 
funktionellen Amtes erhoben hat, das seiner derzeitigen Rechts- 
stellung als Beamter auf Lebenszeit der Besoldimgsgruppe B 7 
entspricht. Die Bundesregierung hat Abweisung der Klage bean- 
tragt. Mit Rücksicht auf schwebende Verhandlungen mit Pro- 
fessor Mächens wurde bisher eine Klageerwiderung nicht ein- 
gereicht. Dem Verwaltungsgericht Hannover sind diese Motive 
yorgetragen worden; es hat deshalb einer Bitte xim Fristver- 
längerung zugestimmt. Nach Ansicht der Bundesregierung wür- 
de es weder der gebotenen Achtimg vor dem Gericht entspre- 
chen noch die Verhandlungen mit Professor Mächens fördern, 
wenn sie sich im gegenwärtigen Zeitpunkt zur Rechtsgrund- 
lage ihres Antrages öffentlich äußern würde. 


3. Hält die Bxmdesregierung an der Auskunft vom 17. März 1972 
im Deutschen Bundestag fest, daß Prof. Mächens ein „anerkann- 
ter Fachmann der praxisbezogenen Rohstoffversorgung" sei, 
auch die „erforderliche Kenntnis administrativer Zusammen- 
hänge" besitze und insgesamt den Anforderungen des Präsiden- 
tenamtes „in besonderem Maße" gerecht werde? 

4. Was hat die Bundesregierung unternommen und mit welchem 
Ergebnis, um 

— entweder die vollzogene Ernennung in der Praxis durchzu- 
setzen, 

oder Prof. Mächens zum Verzicht auf seine formale Rechts- 
position zu bewegen, 

— oder seine Zustimmung zur Übernahme einer niedriger ein- 
gestuften Stelle - gegebenenfalls bei Wahrimg des besol- 
dungsrechtlichen Besitzstandes - zu erlangen? 

Welche sonstigen Alternativen sieht die Bundesregierung? 

Aus Gründen, die unter Nummer 5 dargelegt werden, hält es 
die Bundesregierung nicht für tunlich, die Führung der Ge- 
schäfte des Präsidenten der BGR durch Professor Mächens 
durchzusetzen. Er ist im übrigen zwar nicht bereit, seinen Status 
als Beamter auf Lebenszeit aufzugeben, aber mit der Zuwei- 
sung einer anderen adäquaten Position und in diesen Gren- 
zen auch mit der Übernahme eines nicht nach B 7 eingestuften 
Amtes einverstanden. 

Die Bundesregierung bemüht sich schon seit langem, Professor 
Mächens im öffentlichen Dienst, im internationalen Bereich, 
in der Wirtschaft oder in der Wissenschaft entsprechend zu 
verwenden. Aus der Natur der Sache wären dabei die Verhand- 
lungen im internationalen Bereich besonders zeitraubend. Im 
Dezember 1974 sind die Erörterungen zwischen den beteiligten 
Ressorts erneut intensiviert worden. Diese Arbeiten sind z, Z. 
in einem entscheidenden Stadium. Um den Erfolg nicht zu ge- 
fährden, kann ich mich im gegenwärtigen Zeitpimkt zu Einzel- 
heiten nicht äußern. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksachO 7/3586 


5. Wie hoch ist der bisherige finanzielle Schaden des Bundes, und 
wer ist nadi Ansicht der Bundesregierung dafür reditlidi ver- 
antwortlich? Wird die Bundesregierung den oder die Verant- 
wortlichen auf Regreß in Anspruch nehmen? 

Für die Zeit, in der Professor Mächens Urlaub hatte und mit 
dem Sonderauftrag befaßt war, ist ein finanzieller Schaden für 
den Bund nicht entstanden. 

Später hat die Bundesregierung von einer Beschäftigung von 
Professor Mächens als Präsident der BGR, die, wie sich aus den 
Ausführungen zu Nummer 2 ergibt, ohnehin nur vorübergehend 
gewesen wäre, aus folgenden Erwägungen Abstand genommen: 

Im Frühjahr 1972 hatten Angehörige der BGR gegen die Aus- 
übung des Präsidentenamtes durch Professor Mächens nach- 
drücklich protestiert; an dieser Einstellung haben sie in der 
Folgezeit festgehalten. Die Funktionsfähigkeit und Effektivität 
gerade dieser für die deutsche Volkswirtschaft so wichtigen 
Anstalt durfte jedoch nach Meinung der Bundesregierung nicht 
beeinträchtigt werden - schon gar nicht mit Rücksicht auf die 
Aufgaben, die der BGR seit der Ölkrise vom Herbst/Winter 
1973 und der durch sie ausgelösten tiefgreifenden Verände- 
rungen an den Weltrohstoffmärkten neu erwachsen sind. Es 
besteht begründeter Anlaß zu der Annahme, daß eine erfolg- 
reiche Ausübimg der Amtsgeschäfte durch Professor Mächens 
ohne einschneidende Maßnahmen im Bereich der Anstalt nicht 
möglich wäre. Nach sorgfältiger Güterabwägung und Prüfung 
der Vor- und Nachteile ist die Bundesregierung zu der Auf- 
fassung gelangt, daß im gesamtwirtschaftlichen Interesse eine 
vorübergehende Nichtbeschäftigung von Professor Mächens in 
Kauf genommen werden sollte. Von einem schuldhaften Ver- 
halten kann daher nicht die Rede sein, so daß für Regreß- 
ansprüche jede Rechtsgrundlage fehlt. 


6, Haben zwischen der Bundesregierung und der Niedersäch- 
sisdien Landesregierung, wie von dieser im März 1972 im 
Landtag angekündigt, Verhandlungen über eine Klarstellung 
oder Änderung des die Bundesanstalt betreffenden Verwaltungs- 
abkommens stattgefunden, und mit welchem Ergebnis? 

Eine Änderung des bestehenden Verwaltungsabkommens ist 
bisher nicht erfolgt. Die Bundesregierung sieht im übrigen 
keinen Anlaß für eine solche Änderung. 


7. In welcher Weise und mit welchen Ergebnissen wurde die An- 
kündigung der Bundesregierung vom März 1972 verwirklicht, 
die inneren Verhältnisse der Bundesanstalt dienstaufsichtlich 
zu prüfen, insbesondere im Hinblick auf Nebenbeschäftigungen? 

Im Jahre 1972 ist die privatgutachtliche Tätigkeit der Angehö- 
rigen der BGR für den zurückliegenden Zeitraum bis 1962 
geprüft worden. Dabei haben sich Beanstandungen nicht erge- 
ben. Für die Zukunft wurde durch Erlaß des Bundesministers 
für Wirtschaft vom 20. Februar 1973 die Erstattung von Privat- 
gutachten geregelt. Danach sind Gutachten unter Verwendung 
amtlicher Unterlagen, die der Öffentlichkeit nicht zugänglich 
sind, genehmigungspflichtig. Die Einhaltung des Erlasses wird 
überwacht. Im übrigen ist die mit Lehr- und Forschungsauf- 
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gaben zusammenhängende selbständige Gutachtertätigkeit nicht 
genehmigungspflichtig (§ 66 Abs. 1 Nr. 3 BBG). 


8. Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf die Erfahrungen 

aus diesem Fall 

— künftig Ernennungen zum Beamten auf Lebenszeit auch bei 
unmittelbarer Einstellung in Spitzenpositionen erst nach 
angemessener Probezeit auszusprechen, 

— demgemäß von Ausnahmeanträgen beim Bundespersonalaus- 
schuß, die eine Streichung der gesetzlichen Probezeit zum 
Ziel haben, abzusehen, 

— die Bundeslaufbahnverordnung entsprechend klarzustellen 
oder zu ändern? 

Die Frage geht erkennbar von der Annahme aus, die Ernennung 
von Professor Mächens zum Präsidenten und Professor der 
Bundesanstalt für Bodenforschung unter Berufung in das Beaih- 
tenverhältnis auf Lebenszeit habe eine Ausnahme von der 
beamten- und laufbahnrechtlich vorgeschriebenen Probezeit zur 
Voraussetzung gehabt. Das ist nicht der Fall. Eine Ausnahme 
von der Probezeit war weder erforderlich, noch ist sie beim 
Bundespersonalausschuß beantragt und von ihm bewilligt wor- 
den. 

Nach § 7 Abs. 1 der Bundeslaufbahnverordnung (BLV) sollen 
sich die Beamten in der Probezeit nach Erwerb oder Feststellung 
ihrer Befähigung bewähren, bevor sie auf Lebenszeit angestellt 
werden. Das gilt nach § 9 des Bundesbeamtengesetzes für jede 
Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit, also auch bei der 
Übernahme in eine Spitzenposition. 

Professor Mächens war aber vor seiner Übernahme in das 
Bundesbeamtenverhältnis bereits seit langem beamteter Hoch- 
schullehrer {Privatdozent, später außerplanmäßiger Professor). 
Auf Grund seines mit der Promotion abgeschlossenen Studiums 
der Geologie und seiner mehrjährigen hauptberuflichen Tätig- 
keit in dieser Fachrichtung, in deren Verlauf auch seine Habili- 
tation erfolgte, waren nach § 3 Abs. 2 der Verordnung über die 
Beamten in Laufbahnen besonderer Fachrichtungen die Voraus- 
setzungen der Befähigung für die Laufbahn der besonderen 
Fachrichtung des höheren wissenschaftlichen Dienstes an For- 
schungs- und Versuchsanstalten des Bundes erfüllt. 

Nach § 37 Abs. 3 der Bundeslaufbahnverordnung gilt bei der 
Übernahme von Beamten die vorgeschriebene Probezeit inso- 
weit als abgeleistet, als sich der Beamte bei anderen Dienst- 
herren nach Erwerb der Befähigung in der entsprechenden 
Laufbahn bewährt hat. Hiernach waren die Zeiten der Tätigkeit 
als Privatdozent und als außerplanmäßiger Professor als Probe- 
zeit zu berücksichtigen. Die nach § 30 Abs. 1 BLV erforderliche 
dreijährige Probezeit war erfüllt. 

Zu einer Klarstellung oder Änderung der Bundeslaufbahnver- 
ordnung besteht demnach keine Veranlassung. Eine Wieder- 
holung der Probezeit als Vorbedingung für die Übertragung 
von Spitzenpositionen ist dem Beamtenrecht fremd und wäre 
mit seinen Grundsätzen und seiner Systematik nicht zu verein- 
baren. Unberührt bleibt die Notwendigkeit der sorgfältigen 
Personalauswahl für alle öffentlichen Ämter. 
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